
Beglaubigte Ab:;chrift r 

Amtsgericht Hamburg-Harburg 
Az..: 647 C 305/18 

Urteil 

IM NAMEN DES VOLKES 

In dem Rechtsstreit 

Lorraine Media GmbH, vertreten durch die Geschäftsführerin ••••• , Hauptstr. 117, 
10827 Berlin t Gz.; ••••• 

• Klägerin • 

• 
gegen 

• Beklagte· 

erkennt das Amtsgericht Hamburg-Harburg - Abteilung 647 - durch die · Richterin am Amtsgericht 
_am 12.02.2019 ohne mündliche Verhandlung gemäß § 495a ZPO für Recht: 

1. Der VolJstreckungsbescheid des Amtsgerichts Wedding vom 24.07.2018 (Az.: 

17-1128423-0-0) wird aufrechterhalten und die Beklagte darüber hinaus verurteilt, an die 

Klägerin 40,- EUR Unkostenpauschale zu zahlen. 

2. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen. 

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

Beschluss 

Der Streitwert wird auf 598,50 EUR festgesetzt. 
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Tatbestand 

Von der Darstellung des Tatbestandes wird gemäß § 313a Abs. 1 S.1ZPO abgesehen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch der Beklagten gegen den Vollstreckungsbescheid vom 24.07.2018 ist zulässig, 

insbesondere ist er form- und fristgerecht eingelegt worden. In der Sache hat er indessen keinen 

Erfolg. Auch Jm Übrigen ist die Klage zulässig und begründet. 

I. 

Die Klägerin kann von der Beklagten aufgrund des zwischen den Parteien abgeschlossenen "Ge­

werblichen Daueranzeigenauftrag zur selbständigen/beruflichen Tätigkeit als Model" Zahlung der 

vereinbarten Vergütung in Höhe von 598,50 € verlangen. 

Die Klägerin hat ihre vertraglich zugesagten Leistungen aus dem Vertragsverhältnis erbracht. Sie 

hat die zugesagten Fotos gefertigt und entsprechend der vertraglichen Vereinbarung bearbeitet 

und veröffentlicht. Soweit die Beklagte eingewandt hat, es seien nur vier Fotos ausgewählt wor­

den, von denen eines lediglich in zwei verschieden Formaten in die Anzeige eingestellt worden 

sei, so ist dies der als Anlage K 3 e~ngereichten Anzeige gerade nicht zu entnehmen. Dort sind 

fünf verschiedene Fotos zu sehen. 

Der Vertrag ist auch nicht wirksam widerrufen worden. Auf ein etwaiges Widerrufs recht verzichte­

te die Beklagte bereits am 21.05.2017, wie Anlage K 2 zu entnehmen ist. 

Der Vertrag wurde ebenfalls nicht wirksam angefochten. Soweit die Beklagte als Anfechtungs­

grund nach § 119 Abs. 2 BGB angegeben hat, sie habe sich über die Möglichkeiten der Vermark­

tung geirrt und habe sich - inspiriert von TV-Castingshows - vorgesteUt, dass sie hierdurch be­

kannt werden könne, so stellt dies einen unbeachtlichen Motivirrtum dar, der nicht zur Anfechtung 

berechtigt. Aus dem gleichen Grund liegt auch kein wichtiger Grund tür eine außerordentliche 

Kündigung vor, so dass auch auf diesem Wege der Vertrag nicht beendet wurde. 

Der Vertrag ist auch nicht nach § 138 BGB wegen eines auffälligen Missverhältnisses zwischen 

Leistung und Gegenleistung unwirksam. 
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Sofern die Beklagtenseite zur Begründung dieses Missverhältnisses allein auf den Wert der Her­

stellung der Fotoserie abstellt, greift dies zu kurz. Der Vertrag der Parteien beinhaltet zwei ver­

schiedene Leistungen: Einmal die Anfertigung von ·digitalen Bildern, vof) denen fünf Bilder für die 

Veröffentlichung im Internet ausgesucht werden sollten und zum anderen die Veröffentlichung 

dieser Bikler in einer OnUne-Zeitung inklusive der Teilnahme eines Bildes an der Bannerwerbung 

auf der Titelseite sowie auf zwei weiteren Portalen. Dass der vereinbarte Preis für dieses Ge­

samtpaket an Leistu~gen in einem groben ~issverhältnis steht, ist bereits nicht ersichtlich. Erst 

recht fehlt es an den subjektiven Voraussetzungen des Wuchertatbestands (§ 138 Abs. 2 BGB) 

oder an den für die Annahme der Sittenwidrigkeit nach § 138 Abs. 1 BGB erforderlichen besonde­

ren Umständen. Weder befand sich die Beklagte bei der Unterschriftsleistung in einer Zwangsla­

ge, noch ist nachvollziehbar dargelegt, inwieweit · die Klägerin eine etwaige Unerfahrenheit oder 

mangelndes Urteilsvermögen, begründet etwa in bescheidenen Deutschkenntnissen, der Beklag-. . 
ten ausgenutzt hätte. 

Der Verweis auf Urteile des Amtsgerichts Bremen und des Amtsgerichts Bad Homburg - ge­

meint könnten hier sein das Urteil des Amtsgerichts Bremen vom 26.01.2018 (Az.: 16 C 282/16) 

und das des Amtsgerichts Bad Homburg vom 18.01.2018 (Az.: 2 C 1645/17) - rechtfertigen keine 

andere Beurteilung der Sach- und Rechtslage, weil diese Gerichte im Rahmen der wirtschaftli­

chen Bewertung der Leistung der Klägerin wegen Widerrufs des Vertragsbzw. Kündigung des 

Anzeigenvertragsjeweils nur die Verpflichtung zur Herstellung der Fotos bewertet haben. Soweit 

das Amtsgericht Bremen die Auffassung vertreten hat, die Aufnahme in eine online geführte Kar­

tei sei ohne wirtschaftlichen Wert, rechtfertigt dies ebenfalls nicht die Annahme einer Unwirksam­

keit des vorliegenden Vertrags. Zum einen ist Gegenstand des vorliegenden Vertrags nicht nur die 

Aufnahme in eine online geführte "Kartei", vielmehr hat sich die Klägerin zur Online-Veröffentli­

chung einer Werbeanzeige inklusive von mehreren Fotografien verpfUchtet. Dass eine solche 

Werkleistung üblicherweise unentgeltlich bzw. zu einem deutlich geringeren Entgelt erfolgt hat 

der Beklagte nicht dargetegt. Zum anderen s~heint bereits der Ausgangspunkt ~es Amtsgerichts 

Bremen .zweifelhaft. Es kommt bei der Bewertung der Leistung nämlich nicht auf deren wirt­

schaftlichen Wert für den Kunden, sondern auf deren Marktwert, also den marktüblichen Preis für 

eine derartige Leistung an (BGH; Urteil vom 10.11.2016 - IX ZR 119/14). Selbst wenn die QuaHtät 

der Bilder nicht der Qualität von Bildern eines Fotoshootings in einem professionellen Fotostudio 

entspricht, hat die Beklagte vor dem Hintergrund, dass eine gewerbliche Nutzung der gefertigten 

Fotos . beabsichtigt ist, nicht dargelegt, dass .der Preis für die Anfertigung der Bilder und ihrer Ver­

öffentlichung für die Dauer von einem Jahr auf drei Portalen den marktüblichen Preis für solche 
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Leistungen so deutlich übersteigt, dass von einem groben Mlssverhältnis gesprochen werden 

. kann. Aus das in Bezug genommene Urteil des Amtsgerichts Halle vom 03.06.2015 (Az.: 2 C 

176/15) ist für den vorliegenden Fall nicht behelflich, da es sich im Wesentlichen mit der Entgelt­

aufteilung der Leistungen befasst. 

11. 

Der Zinsanspruch folgt aus §§ 280, 286 Abs. 2 Nr. 1, 288 Abs.2 8GB. Vereinbarungsgemäß wur­

de der geschuldete Entgeltbetrag zehn Tage nach Vertragsunterzeichnung, welche am 

21.05.2017 erfolgte, zur Zahlung fämg. Damjt geriet die Beklagte mit Ablauf des 31.05.2017 in Ver­

zug. Die Zinshöhe ergibt sich aus § 288 Abs. 2 BGB. Die Beklagte ist in Bezug auf das vorliegen­

de Schuldverhältnis nicht als Verbraucherin im Sinne des § 13 BGB anzusehen, da der Daueran­

zeigenvertrag ihrer künftigen selbständigen beruflichen Tätigkeit zu dienen bestimmt war, mag 

diese Tätigkeit von ·der Beklagten auch nur nebenberuflich angedacht gewesen sein .. 

Der klagerweiternd geltend gemachte Anspruch auf Unkostenpauschalenerstattung folgt aus §§ 

280, 286 Abs. 2 Nr. 1, 288 Abs. 5 S. 1 BGB. Zum nicht gegebenen Verbraucherstatus der Beklag­

ten wird auf das Vorstehende verwiesen. 

111. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 ZPO. Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreck­

barkeit dieses mit Rechtsmitteln nicht mehr angreifbaren Urteils ergeht aufgrund §§ 708 Nr. 11, 

713ZPO. 

Die Berufung gegen dieses Urteil wird nicht zugelasßen, weil die Rechtssaohe keine grundsätzli­

che Bedeutung hat und auch die Fortbildung des Rechts oder d~e Sicherstellung einer einheitli­

chen Rechtsprechung keine Entscheidung des Berufungsgerichts erfordern, § 511 Abs. 2 Nr. 2, 

Abs. 4 S. 1 ZPO. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen den Beschluss, mit dem der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden, 
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wenn de.r Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro übeJs.teigt oder das_ GeJicht die Beschwerde 
zugelassen hat. 

Oie Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem 

einzulegen. 

Amtsgericht Hamburg-Harburg 

Buxtehuder Straße 9 (Haus A) 
21073 Hamburg 

Oie Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen 
Ertedigung des Verfahrens. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist 
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser 
Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im. ~all der formlosen Mitteilung gilt der 
Beschluss mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht. 

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des 
genannten Gerichts. Sie kann auch . vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; 
die Frist ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. 
Eine anwaltliche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben. 

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt 
den gesetzlichen Anforderungen nicht. 

Das elektronische Dokument muss 
mit einer qualifiZierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren ObermittJungsweg eingereicht werden. 

Eiin elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden 
Person vefSehen ist, darf wie folgt übermittelt werden:-

auf einem sicheren Übermittlungsweg oder 
an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und 

{ 

Verwaltungspostfach (EGVP) des Gerichts. 

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. 
Hinsichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die 
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das 
besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de verwiesen. 

Richterin am Amtsgericht 
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Für die RichUgkeit der Abschrift 
Hamburg, 13.02.2019 

_JAng 
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 
Durch maschinelle Bearbeitung beglaubigt 
- ohne Unterschrift gültig 


